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Verfassungsartikel über die Jugendmusikförderung 
 

Das Ziel dieser Vorlage ist die Förde-

rung und Stärkung der musikalischen 

Bildung in der Schule wie auch im aus-

serschulischen Bereich. Zu diesem 

Zweck wird ein neuer Artikel in der 

Bundesverfassung geschaffen, welcher 

die Förderung der musikalischen Bil-

dung durch Bund und Kantone explizit 

vorschreibt. Das Volk stimmt nun über 

diesen neuen Verfassungsartikel ab.  
 

Ausgangslage 

Gemäss heutiger Verfassung liegt die 

Gesetzgebungskompetenz im Bereich 

Musik grösstenteils bei den Kantonen. 

Der Musikbildungsbericht vom Bundes-

amt für Kultur (BAK) vom Jahr 2005 

hält fest, dass der Bund keine Mass-

nahmen ergreifen kann, falls die Förde-

rung der Musik durch die Kantone ver-

nachlässigt wird. 

Bei der Musikförderung wird zwischen 

schulisch und ausserschulisch unter-

schieden. Am 1. Januar 2012 ist das 

Kulturförderungsgesetz in Kraft getre-

ten, welches ua. die Zuständigkeit von 

Bund und Kantonen im Bereich der 

ausserschulischenausserschulischenausserschulischenausserschulischen Musikförderung 

festlegt.  

Für die schulischeschulischeschulischeschulische Musikförderung im 

Kindergarten, auf Primarstufe sowie auf 

Sekundarstufe I liegt die Zuständigkeit 

bei den Kantonen, welche die inhaltli-

chen Standards sowie die Anzahl Lekti-

onen bestimmen. Der Musikunterricht 

nimmt heute zwischen vier und acht 

Prozent der gesamten obligatorischen 

Schulzeit ein (ein bis zwei Lektionen pro 

Woche). Zusammen mit Sport und Re-

ligion machen sie einen Drittel des Ge-

samtunterrichts aus und sind vom zeitli-

chen Aufwand her den Sprachfächern 

sowie der Fächergruppe Mathematik, 

Geschichte, Geografie und Naturwis-

senschaften gleichgestellt. 

Auf Sekundarstufe II (z.B. Gymnasium) 

liegt der Anteil des Kunstunterrichts 

(Musik und Bildnerisches Gestalten) bei 

fünf bis zehn Prozent und kann sogar 

bis zu 25 Prozent betragen, wenn Mu-

sik als Schwerpunkt- oder Ergänzungs-

fach gewählt wird. Hier kann der Bund 

über die Maturitätsanerkennungsver-

ordnung (MAV) bzgl. Inhalte und Lekti-

onen mitbestimmen. 

In der Berufsbildung wird kein obligato-

rischer Musikunterricht vorgeschrieben. 

Kantone können jedoch Freikurse an-

bieten. 

Was wird geändert? 

Das wesentliche Ziel der Vorlage ist es, 

dem Bund mehr Kompetenzen zur För-

derung der Musikbildung zu übertragen.  

Künftig sollen Kantone undundundund Bund die 

musikalische Bildung fördern, insbe-

sondere von Kindern und Jugendlichen. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten set-

zen sich Bund und Kantone für einen 

hochwertigen Musikunterricht an Schu-

len ein. Falls keine Harmonisierung der 

Ziele des Musikunterrichts an Schulen 

von den Kantonen erreicht wird, soll der 

Bund Vorschriften erlassen. 

Bund legt Grundsätze fest, welche den 

Zugang der Jugendlichen zum Musizie-

ren und die Förderung von musikalisch 
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Ziel der Vorlage 

Die musikalische Bildung in der Schweiz 

soll stärker gefördert werden. 
 

Wichtigste Änderungen 

Bund und Kantone fördern die musikali-

sche Bildung, insbesondere bei Kindern 

und Jugendlichen. 

Bund und Kantone setzen sich für einen 

hochwertigen Musikunterricht an Schu-

len ein. 

Bund legt Grundsätze fest, welche den 

Zugang der Jugendlichen zum Musizie-

ren sowie die Förderung von musikalisch 

Begabten betreffen. 
 

Argumente dafür 

• Beschäftigung mit Musik sei sehr ver-

breitet und deren Förderung deswe-

gen wichtig. 

• Musik hat positiven Einfluss auf die 

Entwicklung des Menschen. 

• Die Förderung von Begabten würde 

gestärkt.   
 

Wichtigste Änderungen 

• Die Bildungshoheit der Kantone habe 

sich bewährt und dürfe nicht tangiert 

werden. 

• Die Förderung der Musikbildung sei 

bereits ausreichend. 

• Die Mehrkosten beim Bund seien un-

gewiss und könnten erheblich sein. 
 

Positionen 

Ein “Ja” empfehlen: Bundesrat und Par-

lament 

Ein “Nein” empfehlen:  
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Begabten betreffen. Die Kantone kön-

nen dabei mitwirken. 

Auswirkungen 

Die gesamten finanziellen Auswirkun-

gen der Vorlage lassen sich kaum bezif-

fern. Der Bund schätzt jedoch, dass 

nach Annahme der Vorlage 200 Stel-

lenprozente in der Bundesverwaltung 

geschaffen werden müssen. Geht man 

von einem durchschnittlichen Bruttolohn 

von rund 115‘000 CHF aus, beliefen 

sich die jährlichen Mehrkosten auf min-

destens 330‘000 CHF.  

Bei den Kantonen ist ein bescheidener 

Personalmehrbedarf zu erwarten, der 

sich noch nicht näher bestimmen lässt. 

Argumente der Befürworter 

Beschäftigung mit Musik gehöre zu den 

am meisten verbreiteten kulturellen Ak-

tivitäten, was die Wichtigkeit dieses Be-

reichs in der Gesellschaft unterstreiche, 

und sollte daher ausreichend gefördert 

werden. Laut BFS spielt 1/5 der Be-

völkerung ein Instrument, 1/6 ist in ei-

nem Chor aktiv, 2/3 besuchen regel-

mässig Konzerte, 4/5 hören mind. ein-

mal pro Woche Musik und fast die Hälf-

te der Bevölkerung hat mind. ein Jahr 

lang Musikunterricht besucht. 

Musikunterricht beeinflusse die Ent-

wicklung des Menschen positiv, denn 

Musik fördere Gemeinschaft, Team-

geist, Disziplin und strukturiertes Den-

ken. Musik sei zudem kulturübergrei-

fend und völkerverbindend. 

Gemäss Studien (ua. Bastian, Jäncke, 

Spitzer) sei die Verschiebung der Unter-

richtsschwerpunkte zugunsten der Mu-

sik richtig und wichtig. Mehr Musikun-

terricht würde zu einer ausgeglichene-

ren Ausbildung führen, da Musik heute 

als „Randfach“ oft gegen „Wissensfä-

chern“ zu kurz käme. 

Musik würde mit der Verankerung in die 

BV die gleiche Bedeutung erhalten wie 

der Sport, was richtig wäre, denn ein 

gesunder Körper brauche auch einen 

gesunden Geist. 

Die Begabtenförderung würde gestärkt. 

Die finanzielle, ideelle und schulische 

Unterstützung von Begabten wäre ge-

währleistet.  

Argumente der Gegner 

Die Bildungshoheit der Kantone habe 

sich bewährt und sollte auch die Musik-

bildung betreffend beibehalten werden. 

HarmoS sorge für eine Harmonisierung 

auch im Musikunterricht. Damit würden 

inhaltliche Ziele und Standards verein-

heitlicht, wodurch eine hohe Qualität 

der Musikbildung sichergestellt würde. 

Dies würde die Bildungshoheit der Kan-

tone nicht tangieren. 

Die Förderung der Musikbildung sei be-

reits ausreichend. Im Jahr 2007 gab es 

400 Musikschulen, welche kantonal 

und kommunal sowie mittels Schulgel-

der finanziert wurden. Insgesamt wur-

den 260‘000 Schüler von 12‘500 

Lehrpersonen ausserschulisch betreut. 

Das Kulturförderungsgesetz schaffe 

bereits eine umfassende Rechtsgrund-

lage für die Musikbildung. Daher sei 

eine Verankerung in der BV nicht nötig. 

Der Kulturförderungsartikel in der BV 

reiche vollkommen aus und es brauche 

keinen eigenen Artikel für die Musikbil-

dung.  

Die Anzahl Lektionen für Musikunter-

richt an den Schulen würden vollkom-

men ausreichen. Musikunterricht sei im 

Gesamtunterricht gemessen an den 

Lektionen angemessen vertreten. 

Wenn der Artikel dem Bund erlaubt, 

Massnahmen der Kantone im Schul-

bereich finanziell zu unterstützen, wären 

die Mehrkosten beim Bund ungewiss 

und könnten erheblich sein. 
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